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kreises des Verhafteten betroffen# So kann beispielsweise 
der Verhaftete infolge fehlenden Einkommens seinen Ver­
pflichtungen aus Kreditverträgen, bestehenden Schadener- 
Satzverpflichtungen und ähnlichem gegenüber anderen Per­
sonen nicht mehr nachkommen. Auch für diese Bürger ent­
stehen dadurch vielfach und unverschuldet Belastungen und 
Einschränkungen in der persönlichen Lebensführung# In den 
Arbeitskollektiven, in denen die Verhafteten bis dahin 
tätig waren, können Probleme in der weiteren Arbeitsorga­
nisation, in der Planerfüllung auftreten# Nicht in jedem 
Falle ist es kurzfristig möglich, für den Verhafteten ei­
nen seiner Qualifikation entsprechenden Ersatz zu finden. 
Das kann deshalb in Einzelfällen bis zur Reorganisation 
ganzer Arbeitsprozesse führen»
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strafprozessuale Sicherunosmaßnahme mit Zwsncscharnktsr 
im Rahmen der Kriminalitätsbekämpfung nicht verzichten.

Die verfassungsmäßige Verantwortung des Staates gebietet, 
jede Straftat aufzuklären und Personen, die Verbrechen 
oder Vergehen begangen haben, vor einem Gericht zur Ver­
antwortung zu ziehen (vgl# insbesondere Artikel SO und 
97 der Verfassung der DDR), Das erfordert wiederum, daß 
der Staat in Wahrnehmungsainer Verantwortung als Interes­
senvertreter aller seiner Bürger auch gewährleisten muß, 
daß sich Straftäter nicht durch Flucht oder Verwischung 
von Spuren, Vernichtung von Beweismitteln (Verdunklung 
der Straftat) ihrer straf rechtlichen Verantwortlichkeit 
entziehen können# Die Verantwortung des Staates für den


